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VERKEHRSPOLITIK

Rainer Willeke

Die Zukunft der Deutschen Bundesbahn
Die Deutsche Bundesbahn ist finanziell und organisatorisch seit langem in einer 

prekären Lage, die sich durch die Übernahme der Verantwortung für die Deutsche Reichsbahn 
in Zukunft noch weiter verschärfen dürfte. Welche Rolle kann die Bahn im künftigen 

Verkehrssystem übernehmen? In welchen Bereichen kann durch politische und betriebswirt­
schaftliche Entscheidungen die Wettbewerbsfähigkeit des Schienenverkehrs

verbessert werden ?

Die wirtschaftliche Lage der Deutschen Bundesbahn 
ist nach den jetzigen Erkenntnissen der Kommission 

wesentlich schlechter als vielfach angenommen.“ So be­
ginnt eine erste, am 3. Dezember 1990 vorgelegte Stel­
lungnahme der Regierungskommission Bundesbahn, die 
im Laufe dieses Jahres eine Diagnose und Reformthera­
pie für das Schienenunternehmen vorlegen soll. Heinz 
Dürr, der neue Vorsitzende des Vorstandes, hat ein 
schweres Erbe angetreten. Dem Zugewinn an oft und 
gern geäußerter Wertschätzung aus Politik und Wirt­
schaft steht ein im Trend noch einmal ungünstiger gewor­
denes Finanzbild gegenüber. Es fehlt einfach an einem in 
sich stimmigen und zeitlich überschaubaren Konzept zur 
Sanierung und Stabilisierung der DB. Die Aufgabe mit 
neuen System- und Strategievorgaben nach realistischen 
Planungszielen zu lösen, ist sogar noch schwieriger ge­
worden, als noch vor einigen Jahren erkennbar war. Es 
geht ja nicht nur um den jährlichen Bundeszuschuß von 
14 Mrd. DM und die auf 45 Mrd. DM angeschwollenen 
Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahme. Hinzu tritt die 
Neuordnung der Deutschen Reichsbahn in den östlichen 
Bundesländern und deren Eingliederung in einen ge­
meinsamen Unternehmensentwurf. Zu denken ist 
schließlich an den vielstimmigen Chor derer, die zur Ent­
lastung der Straße und im Sinne einer „ökologischen Ver­
kehrspolitik“ bedeutende Teile des LKW-Verkehrs auf die 
Schiene bringen möchten. Doch die Leistungskapazitä­
ten der DB sind schon jetzt weitestgehend ausgeschöpft. 
Infrastrukturengpässe in den Hauptrelationen, besonders 
auf der Rheinschiene, technische Mängel bei den Elek­
trolokomotiven und Defizite beim Wagenpark sowie auch
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eine zu dünne Personaldecke bei einigen operativen 
Diensten lassen die Zahl und das Ausmaß der Verspätun­
gen ärgerlich ansteigen, im Güterverkehr noch stärker 
als bei den Reisezügen.

Dabei schien es vor einem Jahrzehnt, als habe die DB 
Tritt gefaßt. Zwischen 1982 und 1986 konnten der Bun­
deszuschuß bei rund 13,5 Mrd. DM und die Verbindlich­
keiten aus Krediten bei rund 35,5 Mrd. DM festgehalten 
werden; der Jahresfehlbetrag, der zwischen 1970 und 
1981 von nahe Null auf 4,1 Mrd. DM angestiegen war, 
wurde 1985 sogar auf 2,9 Mrd. DM zurückgeführt. Der Er­
folg war aber trügerisch; er ging fast nur auf das Konto 
von Rationalisierungsmaßnahmen und Kostenverschie- 
bungen. Am Aufschwung nahm das Güterverkehrsauf­
kommen der Bundesbahn nur geringfügig teil. Umsatz 
und Erlöse blieben auch in den besten Konjunkturjahren 
unbefriedigend und hinter den Erwartungen zurück. Im­
merhin bildete aber die vergleichsweise entspannte Lage 
den Hintergrund für zwei damals als entscheidende Re­
formschritte angesehene Planungskonzepte. 1982 legte 
der Vorstand der Deutschen Bundesbahn die Strategie 
DB ’90 vor, und wenig später folgten als Komplement die 
Leitlinien der Bundesregierung von 1983.

Strategie DB ’90

Das Strategieprogramm des Bundesbahnvorstands 
wurde auf eine alarmierende Bestandsaufnahme 1982 
und auf eine Schrecken auslösende Projektion für das 
Jahr 1990 gestützt. Die Schulden hatten sich seit 1970 
auf 35,5 Mrd. DM mehr als verdoppelt. Die Zinsbelastung 
von 2,9 Mrd. DM nahm bereits 17% der eigenen Erlöse 
weg. Die Ausgleichszahlungen des Bundes waren zwi- 
sche 1970 und 1982 von 3,5 Mrd. DM auf 13,2 Mrd. DM 
angestiegen. Die Personalausgaben machten 67% der 
Aufwendungen und 78% der Erlöse, einschließlich Bun­
desleistungen, aus. Als Perspektive unter Status-quo-
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Bedingungen wurde für 1990 ein Anstieg des Jahresfehl­
betrags von 4,1 Mrd. DM auf 10 Mrd. DM und in Zusam­
menhang damit ein Hochschnellen der Verschuldung von 
35,5 Mrd. DM auf 90 Mrd. DM vorausgesagt. Dieses 
Schreckszenario war in den Größenordnungen für das 
Zieljahr 1990 stark überzeichnet, aber der Richtung nach 
zutreffend. An der Schlußfolgerung führte deshalb auch 
kein Weg vorbei. Ohne eine einschneidende Kurskorrek­
tur war die Bundesbahn auf Dauer nicht mehr lebensfä­
hig; es ging um den Fortbestand des Schienenverkehrs in 
der Bundesrepublik.

Die Unternehmensstrategie DB ’90 war auf zwei Säu­
len gestellt. Interne Anstrengungen der DB und externe 
Unterstützung durch den Bund sollten Zusammenwirken 
und zur Konsolidierung der finanziellen Verhältnisse des 
Schienenunternehmens führen. Für die im wesentlichen 
durch Eigenanstrengungen angestrebte Verbesserung 
der Preis-Leistungsverhältnlsse wurden drei erstaunlich 
ehrgeizige Ziele formuliert: In dem Zeitraum von 1982 bis 
1990 sollten die Produktivität um real 40%gesteigert, der 
Personalaufwand um real 30% gesenkt und der Gesamt­
aufwand um real 25% reduziert werden. Diese wirtschaft­
lichen Zielgrößen konnten bei weitem nicht realisiert wer­
den. Dabei war die Aufwandsminderung noch deutlich er­
folgreicher als die Produktivitätssteigerung, die statt der 
geplanten 40% nur etwa 25% erreichte. Dies war ein deut­
licher Indikator für die Marktschwäche der Bahn trotz be­
mühter Rationalisierungen und günstiger Konjunkturent­
wicklung. Der Umsatz aus dem Güter- und Personenver­
kehr konnte in den acht Jahren nicht gesteigert werden 
und blieb um rund 12% hinter den Plangrößen zurück.

Über die Frage, ob die Strategie DB ’90 gescheitert ist 
oder im Kern doch erfolgreich war, wird gestritten. Die DB 
macht zweierlei geltend. Einmal seien während der 80er 
Jahre für sie ungünstige, nicht vorausgesehene Struktur­
wandlungen eingetreten, wobei insbesondere verwiesen 
wird auf die niedrige Inflationsrate, auf das Absinken der 
Mineralölpreise, auf den Preisdruck als Folge der einset­
zenden Verkehrsmarktliberalisierung und schließlich auf 
die straßenaffinen Veränderungen der Markt- und Nach­
fragebedingungen. Zudem sei auch noch die flankie­
rende Unterstützung durch den Bund hinter dem Erwarte­
ten zurückgeblieben; das gelte für die jährlichen Finanz­
leistungen, die um 1 Mrd. DM höher veranschlagt worden 
waren, aber auch für die Forderungen nach neuen ver­
kehrspolitischen Rahmenbedingungen zur Stärkung der 
Bahn im Wettbewerb gegenüber dem Straßen- und Luft­
verkehr.

Die tatsächlichen oder vermeintlichen Wettbewerbs­
verzerrungen zuungunsten der Bahn traten somit wieder 
in den Mittelpunkt der Diskussion. Zur Harmonisierung
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der Marktchancen forderte die DB die Übernahme der Fi­
nanzverantwortung für den Fahrweg durch den Bund bei 
Einführung einer nutzungsabhängigen Wegeabgabe für 
die DB (Trennungsrechnung), spezielle Entgeltvereinba­
rungen für gemeinwirtschaftliche Leistungen, Freistel­
lung von allen strukturell überhöhten Aufwendungen und 
eine Angleichung des Handlungsspielraums des DB-Vor- 
stands an die gesetzlichen Regelungen in Privatunter­
nehmen. Ergänzend wurde geltend gemacht, daß wirt­
schaftlich erforderliche Maßnahmen zur Kapazitätsan­
passung nicht genehmigt wurden. So unterblieb die ge­
plante Stillegung von Ausbesserungswerken und die Um­
stellung von 7000 km Streckenlänge auf Busbedienung.

Im Prinzip allerdings hatte die Bundesregierung mit ih­
ren Leitlinien zur Bundesbahnpolitik von 1983 eine öko­
nomisch orientierte Strukturreform angekündigt und das 
DB-Konzept begrüßt. Dabei wurde freilich ein weiteres 
Mal die betriebswirtschaftliche und die volkswirtschaft­
lich-politische Zielperspektive der Eisenbahn in ein 
Spannungsverhältnis gesetzt, ohne daß ein inhaltlich und 
zeitlich konkretisierbarer Lösungsansatz geboten wurde. 
So soll eine weitgehend eigenverantwortliche und lei­
stungsfähige Bahn Ihre Kosten und ihre Angebote er­
tragsorientiert an der tatsächlichen Nachfrage ausrichten 
und damit ihre Marktchancen im Wettbewerb wahrneh­
men. Unabhängig davon wurde aber geltend gemacht, 
daß gesamtstaatliche Anforderungen und gesamtwirt­
schaftliche Vorteile für den Schienenverkehr sprechen.

Trotz dieser programmatischen Hilfe zeigte sich aber 
seit 1985 immer deutlicher, daß die Voraussetzungen für 
eine schnelle Reform der Eisenbahngesetze nicht be­
standen. Das gilt sowohl für die genaue Formulierung der 
Inhalte als auch für die politische Vorbereitung und 
Durchsetzung. So konnten die von der DB kursorisch ent­
wickelten Grundsätze einer Trennungsrechnung den An­
forderungen einer durchsichtigen Spartenerfolgsrech­
nung und eines verläßlichen Informationssystems für die 
Unternehmensführung noch bei weitem nicht entspre­
chen. Unbestimmt waren auch die Vorstellungen über die 
Funktion und Berechnungsweise der nutzungsabhängi­
gen Wegeabgaben. Die Zuständigkeit des Vorstands 
auszuweiten, den pluralistisch-politisch zusammenge­
setzten Verwaltungsrat zu einem Aufsichtsrat nach dem 
Aktienrecht umzuformen und die beamtenrechtlich domi­
nierende Personalstruktur privatwirtschaftlichen Verhält­
nissen anzupassen waren und sind ohnedies Aufgaben 
schwierigster Art, die ganz ohne Zweifel aufgegriffen wer­
den müssen, aber schnelle Lösungen aus dem Handge­
lenk nicht zulassen. Dies gilt keineswegs nur wegen der 
politischen Brisanz, sondern auch wegen unüberseh­
barer großer Informations- und Planungsdefizite. Es 
überrascht nicht, daß der Bundesminister für Verkehr auf

121



VERKEHRSPOLITIK

die Versuche der Bahn, den schwarzen Peter -  „unter­
bliebene externe Maßnahmen“ -  der Politik zuzuschie­
ben, zunehmend verärgert und mit Gegenvorwürfen rea­
gierte, die sowohl die technische Planung und Entwick­
lung als auch den Marketingbereich des nationalen und 
insbesondere des internationalen Güterverkehrs kritisch 
ansprachen.

Regierungskommission Bundesbahn

Enttäuschung und Unsicherheit, aber auch die richtige 
Erkenntnis, daß zur Reform der Eisenbahn in Deutsch­
land eine wesentlich besser abgesicherte Informations­
und Konzeptionsbasis benötigt wird, führte mit dem Kabi­
nettsbeschluß vom 1. Februar 1989 zur Einsetzung einer 
elfköpfigen Regierungskommission aus Wirtschaftsver­
tretern, Politikern, Wissenschaftlern und Gewerkschaft­
lern, die bis 1991 ein Positions- und Strategiepapier vor­
legen soll. Die Aufgaben der Kommission bestehen darin, 
die Rolle der Deutschen Bundesbahn im nationalen wie 
im künftigen europäischen Verkehrsmarkt zu definieren, 
die Leistungsbereiche herauszuarbeiten, in denen die 
Bahn auf Dauer wettbewerbsfähig sein kann, und von den 
Aufgaben abzugrenzen, die aus Gründen des Gemein­
wohls zu erbringen sind, und ferner die Möglichkeiten zu 
überprüfen, regionale Körperschaften verstärkt in die Ver­
antwortung für den Schienenpersonennahverkehr einzu­

beziehen. Dieser Katalog wurde 1990 noch um die Frage 
der Zusammenführung von Deutscher Bundesbahn und 
Deutscher Reichsbahn erweitert.

Die Einsetzung der Regierungskommission ist zu­
nächst auch auf Kritik gestoßen. Hier solle, statt schnelle 
Hilfe zu bringen, Alibiaktivität entfaltet und Zeit herausge­
holt werden. Die große Zahl der Grundsatz- und Einzel­
probleme sowie die von der Sache her notwendigerweise 
kontroverse Behandlung vieler Struktur- und Organisa­
tionsfragen -  vom Rechnungswesen bis zum Beamten­
status -ze ig t aber, daß der Schritt nicht nur zweckmäßig, 
sondern unumgänglich war.

Die eingangs schon genannte erste Stellungnahme 
der Kommission läßt die Arbeits- und Empfehlungs­
schwerpunkte erkennen, aber auch Zweifel aufkommen, 
ob der Endbericht im Zeitplan abgeschlossen werden 
kann. Besondere Betonung findet die Notwendigkeit, das 
Rechnungswesen der DB den Anforderungen an ein ver­
läßliches Managementinformationssystem anzupassen. 
„Dies ist für eine verantwortliche wirtschaftliche Führung 
der Bahn unerläßlich.“ Die Aussagefähigkeit des Rech­
nungswesens dürfte nicht durch Altlasten der Vergangen­
heit beeinträchtigt werden. „Daher ist eine grundsätzliche 
Trennung zwischen Vergangenheit und Zukunft für eine 
wirksame wirtschaftliche Führung der Bahn unabdingbar.
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Andererseits muß eine solche wirtschaftliche Führung in 
Zukunft sichergestellt sein, um Entwicklungen der Ver­
gangenheit nicht zu wiederholen.“ Zur Trennungsrech­
nung heißt es eher distanziert: „ Die Kommission hält die 
rechnerische Trennung von Fahrweg und Betrieb grund­
sätzlich für notwendig, wenn dadurch die Führungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit verbessert wird. Der bisherige 
Stand der Trennungsrechnung bei der Deutschen Bun­
desbahn gewährleistet das jedoch nicht.“

Weitere Punkte betreffen die Umgestaltung des Ver­
waltungsrats und die Kompetenz des Vorstands im Sinne 
einer Annäherung an das private Aktienrecht. All dies 
zielt auf einen marktwirtschaftlichen und zugleich offen­
siven Kurs: „Die Regierungskommission Bundesbahn 
lehnt den Weg eines allgemeinen .Schrumpfens' der 
Deutschen Bundesbahn ab. Sie hält vielmehr eine Vor­
wärtsstrategie der Bahn zur Sicherung bestehender und 
neuer Verkehre für erforderlich und im Hinblick auf die 
wachsende Bedeutung des Schienenverkehrs für allein 
vertretbar.“ Was die Eingliederung der deutschen 
Reichsbahn anbetrifft, wird vorläufig eine getrennte 
Rechnungsführung empfohlen. „Die Kommission hält es 
jedoch für geboten, die führungsmäßige Vereinigung der 
Bahnen zu beschleunigen.“

Die Arbeitsbefunde lassen die Größe des Rahmens er­
kennen, der ausgefüllt werden muß. Dazu gehören die 
besonders umstrittenen, spezifisch verkehrspolitischen 
Punkte, die die Wettbewerbsposition der Bahn und ihre 
zukünftigen Marktaussichten betreffen. Dabei ist nicht 
nur an die Weiterführung der EG-weiten Deregulierung 
der Verkehrsmärkte zu denken, sondern auch an so 
schwierige Probleme wie die Ermittlung und Anlastung 
von „Sozialkosten“ des Verkehrs, die Planung und Finan­
zierung der Infrastrukturbereiche für die konkurrierenden 
Verkehrszweige und die Frage nach den Kapazitätsspiel­
räumen der Bahn angesichts von Umschichtungsüberle­
gungen. Mit anderen Worten, die ordnungspolitische 
Frage nach der Positionierung des Schienenverkehrs 
zwischen Markt und Politik wird nicht zu umgehen sein, 
sondern in den Mittelpunkt der Konzeptbildung treten. Da 
aber die Grundsatzentscheidung für die marktwirtschaft­
liche Koordination getroffen ist, geht es um die Vorgaben 
und Rahmenbedingungen des Wettbewerbs.

Kritik an der Verkehrsteilung

Die Verkehrsteilung zwischen dem Eisenbahn- und 
Straßenverkehr steht im Mittelpunkt der Überlegungen, 
oft im Zentrum der Kritik. Die Marktanteile haben sich in 
den letzten 40 Jahren entscheidend verschoben. Lag der 
Leistungsanteil der DB 1950 im Güterverkehr noch bei 
62,3% und im Personenverkehr bei 37,7% so sanken 
diese Anteile bis heute auf 25,5% und 6,2%. Absolut ge­

sehen stiegen die Schienenverkehrsleistungen im Güter­
transport von 38 Mrd. tkm im Jahre 1950 bis auf über 70 
Mrd. tkm im Jahre 1970, sie sanken dann aber bis auf 62 
Mrd. tkm ab. Im Personenverkehr der DB gab es von 1950 
bis 1960 ein Wachstum von 30 auf 38 Mrd. Personen-km, 
von da ab nur noch einen mit Stagnationsabschnitten 
durchsetzten mäßigen Anstieg auf 43 Mrd. Personen-km. 
Gleichzeitig stieg der Straßengüterfernverkehr von 7,1 
Mrd. tkm auf 113,2 Mrd. tkm und besitzt damit einen 
Marktanteil von über 47%. Der motorisierte Individualver­
kehr expandierte von 26,1 Mrd. Personen-km auf 555,6 
Mrd. Personen-km und erreicht heute einen Leistungsan­
teil von 82%. Der Straßenverkehr ist zum dominanten 
Verkehrsmittel geworden. Mit seinen Anteilen setzt er die 
Leistungsmaßstäbe der Nachfrager auch für die Eisen­
bahn.

Die Strukturwandlungen im Produktionssystem und 
die mit dem Wohlstandsanstieg verknüpfte Mobilitätsprä­
ferenz stehen hinter dieser radikalen Veränderung der 
Größen und der relativen Gewichte. Trotz ihres Aus­
maßes läßt sie sich leicht mit den arteigenen Leistungs­
profilen .der Verkehrsträger und mit deren sehr unter­
schiedlichen Fähigkeiten erklären, den neuen Anforde­
rungen der Märkte zu genügen. Trotzdem werden Zweifel 
und Ablehnung geäußert. Die Entwicklungen und Ver­
änderungen seien zwar bei den vorliegenden Rahmen­
bedingungen einzelwirtschaftlich rational, aus gesell­
schaftlichen, gesamtwirtschaftlichen und ökologischen 
Gründen aber fehlgesteuert, unerwünscht und korrektur­
bedürftig. Der Anteil der Eisenbahn müsse schnell und 
wirksam gesteigert werden; sie habe unter verzerrten 
Wettbewerbsbedingungen und zu geringen Investitionen 
gelitten. In einem Positionspapier des Bundesministers 
für Verkehr zur Verkehrspolitik der 90er Jahre vom Sep­
tember 1990 heißt es z. B.: „Die Schiene ist seit Jahr­
zehnten das schwächste Glied im Wettbewerb wie im Ver­
bund der Verkehrsträger. Um diese Situation zu ändern, 
müssen die Investitionen in ein nationales und euro­
päisches Schnellbahnsystem mit Vorrang realisiert wer­
den.“

Rahmenbedingungen des Wettbewerbs

Die DB und ihre sehr rührige Lobby beteiligen sich an 
der Klage und an den Forderungen nach einer Kurskor­
rektur mit zwei Hauptargumenten. Die Eisenbahn sei ge­
genüber dem Straßenverkehr im Verkehrswegebau sträf­
lich vernachlässigt worden, und sie sei zudem im Wettbe­
werb stark benachteiligt, weil der Straßenverkehr große 
Teile der von ihm verursachten Wege- und Sozialkosten 
abwälzen könne. Das erste Argument ist allerdings ein­
deutig unzutreffend. Wenn nicht eine marktnahe, nachfra­
georientierte Infrastrukturplanung grundsätzlich in Frage
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gestellt wird, dann ist die DB bei den Verkehrswegeinve­
stitionen nie benachteiligt, seit Anfang der 70er Jahre so­
gar gegen die Marktentwicklung bevorzugt worden. Der 
•Straßenbau blieb immer hinter der Motorisierung zurück. 
Die Bundesbahn hat kontinuierlich ein hohes Investi­
tionsniveau abwickeln und dabei unter anderem den 
Kapazitätssprung der Elektrifizierung sehr zügig realisie­
ren können. Kritische Fragen sind eher auf die ICE- 
Systementscheidung der DB für einen gemischten Per­
sonen- und Güterverkehr und auf die Schwerfälligkeit des 
Planungs- und Baurechts zu richten. Hier und nicht bei zu 
geringen Investitionsmitteln liegen die Gründe für den be­
deutenden wirtschaftlichen Vorsprung des TGV-Pro- 
gramms in Frankreich.

Die Bundesbahn und ihre Unterstützungsgruppen ha­
ben wohl deshalb auch die Frage der Wegekosten­
deckung und in den letzten Jahren vor allem das Problem 
der Sozialkosten und Umweltverträglichkeit in den Mittel­
punkt der verkehrspolitischen Werbung gestellt. Dieses 
Problem hat zweifellos hohes Gewicht, es muß auch auf­
gegriffen werden, ist aber nur in grober Annäherung an­
hand von Plausibilitätsüberlegungen lösbar. Schon die 
konventionellen Wegekostenrechnungen waren wegen 
der Willkürspielräume bei der Zuschlüsselung des domi­
nant großen Gemeinkostenblocks nicht überzeugend. 
Noch größere kritische Distanz ist gegenüber den bisher 
vorliegenden Sozialkostenrechnungen angezeigt. Denn 
in ihnen werden mit ungesicherten Ansätzen ganz hete­
rogene Belastungsfelder -  Lärm, Abgase, Zerschnei­
dungseffekte, Unfallfolgen, Energieverbrauch -  nach 
wesentlich unterschiedlichen Methoden abgedeckt. Die 
aggregierten Teilergebnisse ergeben dann jeweils einen 
Kostenblock, der gegenüber einer kritischen Überprü­
fung immun ist; für den Straßenkraftverkehr in den alten 
Ländern der Bundesrepublik werden Größen zwischen 
50 und 100 Mrd. DM jährlich genannt. Die steigende 
Tendenz ergibt sich dabei nicht in erster Linie aus den 
Mengengerüsten, sondern aus einem Wechsel der Be­
wertungsmethoden. Auf diesem schwierigen Felde wäre 
mehr Zurückhaltung und wissenschaftliche Kooperation, 
vor allem aber größere Klarheit über das Ziel und den An­
wendungszweck der Berechnungen angezeigt.

Nachfrageprognose und Angebotskapazität

Nach den jüngsten Prognosen, die für die Bundesver­
kehrswegeplanung angefertigt wurden, kann die Eisen­
bahn im alten Bundesgebiet bis 2010 mit einem Anstieg 
im Güterverkehr von 61 auf 72 Mrd. tkm und im Personen­
verkehr von 44 auf 49 Mrd. Personen-km rechnen. Für die 
Straße gehen die Zuwächse von 169 auf 210 Mrd. tkm 
und von 587 auf 641 Mrd. Personen-km. Die prognosti­
zierten Verkehrsgewinne der Eisenbahn können mit den

jeweils verfügbaren Leistungskapazitäten abgewickelt 
werden, vorausgesetzt, daß die neue Trasse Köln-Frank­
furt bis 2000 endgültig geplant, gebaut und in Betrieb ge­
nommen ist, was keineswegs als sicher gelten kann. Für 
Umschichtungen zur Schiene, die die Status-quo-Pro- 
gnosen verändern, besteht dagegen nur geringer Spiel­
raum. Theoretisch wäre die Angebotskapazität der DB 
durch eine Verlängerung der Züge zwischen 10 und 15% 
zu erweitern. Das Wagenmaterial müßte aber beschafft 
werden. Die oft genannte Ausweitungsmöglichkeit von 
30% ist nicht schnell zu realisieren, weil sie eine wesentli­
che Veränderung der Signaltechnik voraussetzt, um die 
Durchlaufzahl der Züge zu erhöhen. Wirtschaftlichkeits­
rechnungen zur „intelligenten Schiene“ gibt es noch 
nicht. Natürlich müßten auch der Personal- und Fahr­
zeugbestand ausgeweitet werden. Doch selbst wenn die 
maximale mittelfristige Kapazitätsausweitung von 30% 
gelänge, würde diese nur knapp die Hälfte des bis 2010 
vorausgesehenen Zuwachses im Straßengüterverkehr 
erreichen. Für den Personenverkehr wäre ein entspre­
chendes Mehrangebot vollends marginal. Im Freizeitver­
kehr mit dem eigenen PKW liegt aber die stärkste Wachs­
tumsdynamik mit dem stärksten Druck auf die Straßenka­
pazitäten.

Fazit

Schnelle und einfache Lösungen gibt es weder für das 
Verkehrssystem insgesamt noch für die Eisenbahn. Bei 
der absehbaren Enge der öffentlichen Haushalte und da­
mit begrenzter Zahlungsfähigkeit werden auch für die 
Bundesbahn die ökonomischen Kriterien der Markt- und 
Infrastrukturpolitik noch stärker als bisher in den Mittel­
punkt der Organisations- und Strategiereform gestellt 
werden müssen. Es gibt Spielräume für Marktgewinne, 
besonders im grenzüberschreitenden Verkehr, und auch 
für weitere Produktivitätsverbesserungen. Sie auszu­
schöpfen erfordert aber eine konsequent marktorien­
tierte positive und negative Kapazitätsanpassung und 
eine ebenso konsequente Weiterführung der neuen Pro­
duktstrategien mit den Schwerpunkten Ganzzüge im 
großströmigen Verkehr, Direktverbindungen für die auf­
kommensstarken Wirtschaftsräume und Verknüpfung 
von Frachtzentren für Teilladungen und für den kombi­
nierten Ladungsverkehr Schiene-Straße. Kooperation 
zwischen den Verkehrszweigen ist dazu eine zwingende 
Voraussetzung. Dabei geht es aber nicht etwa nur um 
eine Optimierung der Schnittstellen zwischen Straße und 
Schiene, die wirtschaftliche Sanierung und finanzielle 
Stabilisierung der Eisenbahn hat vielmehr einen lei­
stungsfähigen Straßenverkehr zur Voraussetzung. Nur 
dies ermöglicht eine effiziente Rollenverteilung und Rol­
lenverknüpfung im fairen Wettbewerb.
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